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Von Ilka Bärwald

hne Kohle kein
Koks, ohne Koks
kein Stahl, ohne
Stahl keine Maschi-

nen: Die Kohle war der Treib-
stoff der Industrialisierung in
Deutschland. Um sie in gro-
ßem Stil abzubauen, brauch-
ten die Zechen Arbeiter. Der
Satz des Schriftstellers Max
Frisch „Wir riefen Arbeitskräf-
te, und es kamen Menschen“,
passt auf keine Region so gut
wie auf das Ruhrgebiet.

Um 1850 gab es schon 300
Zechen. Zwischen 1850 und
1870 stieg die Fördermenge
von 1,96 Millionen Tonnen
auf 11,57 Millionen Tonnen.
Die Bergleute stammten zu-
nächst aus dem Umland, aus
dem Münsterland, dem
Rheinland, Hessen und den
Niederlanden. Auch Iren, Bel-
gier und Franzosen folgten
dem Ruf der Kohle – als Ex-
perten und Finanziers. In Cas-
trop-Rauxel gründete zum
Beispiel 1866 der Ire Thomas
Mulvany die Zeche „Erin“.

Zwischen 1870 und 1873
kam erstmals eine größere
Anzahl deutschsprachiger Ar-
beiter aus den Ostprovinzen
Preußens ins Ruhrgebiet.

Ab 1880 folgten dann die
polnischen Arbeiter aus der
Provinz Posen und aus Teilen
Ostpreußens. Sie wurden ge-
zielt von den Unternehmen
angeworben, darunter viele
einfache Landarbeiter, aber
auch gelernte Bergarbeiter
aus Schlesien. Sie sprachen
Polnisch, beteten katholisch,
was zu ersten Integrations-
problemen führte. Als Reakti-
on wurden protestantische
Masuren ins Revier gelockt.
Insgesamt zog Ende des 19.
Jahrhunderts schätzungswei-
se mindestens eine halbe Mil-
lion Menschen aus Schlesien,
Posen und Masuren ins Re-
vier. Genaue Zahlen zu den
„Ruhrpolen“ gibt es nicht, nur
„gut begründete Schätzun-
gen“, wie der Historiker
Christoph Seidel, Geschäfts-
führer der Stiftung des Ruhr-
gebietes an der Ruhr-Univer-
sität in Bochum, sagt. Das lie-
ge daran, dass viele Zuwan-
derer nach einer Zeit wieder
weggingen.

Nach dem Ersten Weltkrieg

O
(1914-1918) kehrten viele von
ihnen in den inzwischen neu
gegründeten Staat Polen zu-
rück, einige wanderten je-
doch auch nach Frankreich
weiter, in die dortigen Berg-
bau- und Industriebezirke.
Die, die hierblieben, passten
sich immer weiter an, was

auch mit staatlichen und ge-
sellschaftlichen Diskriminie-
rungserfahrungen zusam-
menhing. Nicht wenige von
ihnen wandelten ihren Nach-
namen in eine deutsche Vari-
ante um.

Im Ersten Weltkrieg wurden
auch Zwangsarbeiter und
Kriegsgefangene, darunter
Russen, Polen, Franzosen, in
der Montanindustrie einge-
setzt. Diese kehrten anschlie-
ßend wieder in ihre Heimat
zurück. „Nach dem Ersten
Weltkrieg war das Ruhrge-
biet eher eine Abwande-
rungsregion“, sagt Chris-
toph Seidel. In der Indust-
rie wurde rationalisiert, die
Weltwirtschaftskrise 1929
sorgte für eine Drosselung der
Produktion.

Mit der nationalsozialisti-
schen Wirtschafts- und Auf-
rüstungspolitik stiegt die Koh-
leförderung in den 1930er-
Jahren wieder an.

Im Zweiten Weltkrieg muss-
ten die zum Krieg eingezoge-
nen Bergleute er-
setzt werden –
Zehntausende pol-
nische und sowjeti-
sche Zwangsarbei-
ter übernahmen
die Arbeit.

Nach dem
Zweiten Welt-
krieg befeuerte
die Kohle den
wirtschaftlichen
Aufschwung der jun-
gen Bundesrepublik.
Die Zwangsarbei-
ter und

Kriegsgefangenen gingen in
ihre Heimat, gleichzeitig
strömten die Flüchtlinge aus
den ehemaligen deutschen
Ostgebieten und der DDR in
die Bundesrepublik. Auch die
deutschen Soldaten kehrten
aus russischer Kriegsgefan-
genschaft zurück. Die Zahl
der Bergbau-Beschäftigten
verdoppelte sich in den zehn
Jahren nach Kriegsende auf
knapp 500.000.

Trotzdem fehlten Arbeits-
kräfte im Bergbau. Ältere
Bergleute gingen in Rente,
junge sahen sich nach alter-
nativen Jobs um, wie beim
Opel-Werk, das 1962 in Bo-
chum eröffnete. 1955 schloss
die Bundesrepublik das erste
Anwerbeabkommen mit Itali-
en für die sogenannten „Gast-
arbeiter“. Es folgten Spanien,
Griechenland, Türkei, Marok-
ko, Tunesien, Griechenland
und Jugoslawien. Insgesamt

wuchs die Zahl der ausländi-
schen Arbeitnehmer in
Deutschland auf 2,6 Millio-
nen im Jahr 1973. Italiener,
Spanier und Griechen waren
zunächst am stärksten vertre-
ten, später stieg der Anteil an
türkischen und jugoslawi-
schen Staatsangehörigen an.

Abkommen mit Südkorea
Auch mit Südkorea schloss
die Bundesrepublik Deutsch-
land 1963 ein Abkommen.
Es sollte eine Art „Wis-
senstransfer“ für
südkoreanische
Bergleute wer-
den, um deren
berufliche Kennt-
nisse zu erwei-
tern.

Bis 1977 wanderten etwa
8000 koreanische Gastarbei-
ter ein, etwa 10.000 Koreane-
rinnen kamen, um in Kran-
kenhäusern zu arbeiten. Sie
bekamen befristete Arbeits-
verträge und sollten nach ei-
ner gewissen Zeit wieder
heimkehren.

Als die Arbeitslosenzahlen
Anfang der 1970er-Jahre in

ganz Deutschland
stiegen,

wurde auch der Zuzug aus-
ländischer Arbeitskräfte ge-
stoppt. 1973 endete die Ar-

beitsmigration Deutschland
mit dem Anwerbestopp – zu-
mindest offiziell.
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